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Sitzungsteil öffentlich 
 

5. Kosten für die Erstellung eines Gemeindeentwicklungskonzeptes 
(Kenntnisnahme) 

407/GV/XIX 
 

Beschluss: 
Die Gemeindevertretung hat in ihrer Sitzung am 14.07.2022 auf Antrag der CDU-Fraktion be-
schlossen, dass die Kosten zur Erstellung eines Gemeindeentwicklungskonzeptes rechtzeitig vor 
den Haushaltsberatungen 2023 zur Abstimmung vorzulegen sind. 
 
Herr Bürgermeister Ciesielski hat mit dem Bürgermeister der Stadt Bad Soden Herrn 
Dr. Blasch diesbezüglich ein Gespräch geführt. Die Stadt Bad Soden hat für die Erstellung ihres 
Stadtentwicklungskonzeptes vor über 10 Jahren 120.000 € bezahlt. Aufgrund des vergangenen 
Zeitraumes ist von einer Kostensteigerung von 20 % auszugehen. 
 
Es handelt sich bei den Kosten nur um externe Leistungen. Die Kosten für die Mitarbeiter der Ge-
meindeverwaltung und der Gremien wurden noch nicht berücksichtigt. Zudem wäre diese Maß-
nahme für die Mitarbeiter der Gemeindeverwaltung sowie für die Gremienmitglieder sehr zeitinten-
siv. 
 
Es wird sich einvernehmlich darauf geeinigt, dass die Kenntnisnahme wie folgt ergänzt wird: Es 
handelt sich bei den Kosten nur um externe Leistungen. Die Kosten für die Mitarbeiter der Ge-
meindeverwaltung und der Gremien wurden noch nicht berücksichtigt. Zudem wäre diese Maß-
nahme für die Mitarbeiter der Gemeindeverwaltung sowie für die Gremienmitglieder sehr zeitinten-
siv. 
 
Für die Erstellung des Konzeptes sind im Vorfeld bestimmte Parameter z.B. Verkehrsentwicklung, 
Infrastruktur, Ausweisung von Wohn- und Baugebieten und Kindergärten festzulegen. Eine Ar-
beitsgruppe bestehend aus Mitgliedern der Gremien, dem Bürgermeister und Mitarbeitern des 
Bauamtes, haben dieses Vorhaben begleitet. In weiteren Schritten wurden auch Bürgerinnen und 
Bürger hinzugezogen. 
 
Wenn die Mittel im Rahmen der Haushaltsplanberatung für 2023 bereitgestellt werden, ist ein 
Grundsatzbeschluss zur Erstellung eines Gemeindeentwicklungskonzeptes zu fassen und ein Ver-
gabeverfahren durchzuführen. 
 
 




